
Die große Kammer des 
Europäischen Gerichts-
hof für Menschenrechte 

(EGMR) hat in ihrem rechts-
kräftigen Urteil vom 15. Juni 
2021 im Fall Kurt gegen 
Österreich, Nr. 62903/15, 
mehrheitlich (mit einem Vo-
tum von 10:7 Stimmen) fest-
gestellt, dass keine Verlet-
zung des Art. 2 EMRK 
(Recht auf Leben) durch 
Österreich vorliege. Außer-
dem erkannte der Gerichts-
hof auch keinen Grund für 
eine unrechtmäßige Hand-
lung oder Unterlassung 
Österreichs aus Art 5 EMRK 
(Recht auf Freiheit und Si-
cherheit). Das Beschwerde-
vorbringen betreffend Art. 14 
EMRK (Diskriminierungs-
verbot) hat der Gerichtshof 
einstimmig als verspätet zu-
rückgewiesen. Dem Urteil 
sind zustimmende und ab-
weichende Meinungen ein-
zelner Richter angeschlos-
sen. Vorgelagert war eine 
Entscheidung des EGMR 
vom 4. Juli 2019, die ein-
stimmig ebenfalls keine Ver-
letzung des Artikels 2 der 
EMRK festgestellt hatte. Ge-
gen diese Entscheidung hatte 
die Beschwerdeführerin ei-
nen Antrag auf Verweisung 
an die Große Kammer des 
EGMR eingebracht. 

 
Fakten der Beschwerde. 

Mit der Entscheidung der 
Großen Kammer hat der 
EGMR grundsätzliche und 
weitreichende Aussagen zu 
Fragen der Verpflichtung der 
Behörden, tödliche häusliche 
Gewalt zu verhindern, ge-
troffen. Dem Verfahren lag 
ein Fall häuslicher Gewalt 
samt Mord und Selbstmord 
aus dem Jahr 2012 zugrunde: 
Die Beschwerdeführerin so-
wie ihr Ehemann und zwei 
Kinder lebten in St. Pölten. 

Immer wiederkehrende Pro-
bleme mit dem Ehemann hat-
ten im Jahr 2010 zur Verhän-
gung eines Betretungsverbo-
tes geführt, auch eine Verur-
teilung des Landesgerichts 
Graz wegen Körperverlet-
zung aus dem Jahr 2010 lag 
vor. Nach einer neuerlichen 
Attacke im Mai 2012 reichte 
die Beschwerdeführerin die 
Scheidung ein und erstattete 
Anzeige bei der Polizei. In 
weiterer Folge wurde ein Be-
tretungsverbot (eheliche 
Wohnung, Wohnung der 
Schwiegereltern) erlassen, 
nicht jedoch die U-Haft ver-
hängt. Der siebenjährige 
Sohn der Beschwerdeführe-
rin wurde am Vormittag des 
25. Mai 2012 von seinem 
Vater vor den Augen seiner 
Schwester in einer Volks-
schule in St. Pölten durch ei-
nen Schuss in den Kopf le-
bensgefährlich verletzt. An-
schließend beging der Mann 
Selbstmord. Das Kind starb 
zwei Tage später an seinen 
Verletzungen.  

Die Beschwerdeführerin 
warf den österreichischen 
Behörden (damals: Bundes-

polizeidirektion St. Pölten 
sowie Justizministerium und 
Innenministerium) vor, nicht 
alle erforderlichen Maßnah-
men getroffen zu haben, den 
Mord an ihrem Sohn und so-
mit eine Gewalteskalation 
verhindert zu haben und er-
hob Amtshaftungsklage ge-
gen die Republik Österreich.  

Die Klage wurde inner-
staatlich mit der Begründung 
abgewiesen, dass im relevan-
ten Zeitraum die vom Ehe-
mann ausgehende unmittel-
bare Lebensgefahr nicht er-
kennbar gewesen sei. Im 
Verfahren vor dem EGMR 
warf die Beschwerdeführerin 
Österreich wie schon im 
Amtshaftungsverfahren vor, 
dass die Strafverfolgungsbe-
hörden trotz der Vorge-
schichte geeignete Schutz-
maßnahmen zur Verhinde-
rung der Tat unterlassen hät-
ten.  

 
Zum Verfahren. Der 

EGMR, den die Beschwerde-
führerin nach Erschöpfung 
des innerstaatlichen Instan-
zenzuges angerufen hatte, 
stellte mit dem genannten 

Urteil  2019 einstimmig fest, 
dass keine Verletzung des 
Art. 2 EMRK vorgelegen sei. 
Das österreichische Recht 
bot zum Zeitpunkt der Ereig-
nisse, also im Jahr 2012, ei-
nen ausreichenden normati-
ven Rahmen, um potenzielle 
Opfer vor häuslicher Gewalt 
zu schützen. Dies betrifft so-
wohl das sicherheitspolizeili-
che Betretungsverbot zum 
Schutz vor Gewalt gemäß § 
38a SPG, als auch die zivil-
gerichtliche einstweilige 
Verfügung zum Schutz vor 
Gewalt in Wohnungen oder 
zum allgemeinen Schutz vor 
Gewalt nach der Exekutions-
ordnung (EO). Nach Stattge-
bung des Antrags auf Ver-
weisung an die Große Kam-
mer am 4. November 2019 
wurde im dortigen Verfahren 
auch eine Videokonferenz 
durchgeführt. Diese fand am 
17. Juni 2020 statt und neben 
der Anwältin der Beschwer-
deführerin hatte die österrei-
chische Delegation (Vertreter 
von BKA, BMEIA, BMI und 
BMJ) die Gelegenheit, die 
schriftliche Stellungnahme 
der österreichischen Bundes-
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Der Europäische Gerichtshof für Menschenrechte befand, dass die österreichischen Behörden 
ihren positiven Verpflichtungen in diesem Fall häuslicher Gewalt nachgekommen sind.

Richtungsweisende Entscheidung 
 

Im Juni 2021 hat die Große Kammer des Europäischen Gerichtshofs für Menschenrechte in ihrer Ent-
scheidung zu „Kurt gegen Österreich“ weitreichende Aussagen zu Fällen häuslicher Gewalt getroffen.



regierung darzulegen und auf 
Fragen der Richter zu ant-
worten. Am Verfahren vor 
der Großen Kammer betei-
ligte sich eine Reihe von 
österreichischen und europäi-
schen Gewaltschutzverbän-
den mit Drittinterventionen, 
zum Beispiel der Bundesver-
band der Gewaltschutzzen-
tren Österreichs, das Euro-
pean Human Rights Advoca-
cy Centre (EHRAC), der Ver-
ein Autonome Österrei-
chische Frauenhäuser (AÖF) 
und Women against violence 
Europe (WAVE). Die offi-
zielle Verkündung des Ur-
teils erfolgte am 15. Juni 
2021 vor dem EGMR in 
Straßburg im Beisein des 
Leiters der Ständigen Vertre-
tung Österreichs beim Euro-
parat. 

 
Zur Begründung. Der 

EGMR stimmte mit der 
österreichischen Bundesre-
gierung überein, dass auf der 
Grundlage dessen, was den 
Behörden zum maßgeblichen 
Zeitpunkt bekannt war, keine 
Anzeichen für eine reale und 
unmittelbare Gefahr weiterer 
Gewalt gegen den Sohn der 
Beschwerdeführerin außer-
halb der Bereiche, für die das 
Betretungsverbot erlassen 
worden war, gegeben waren, 
geschweige denn eine tödli-
che Gefahr. Der EGMR fand 
keinen Grund, die Entschei-
dung, die Untersuchungshaft 
des Vaters nicht anzuordnen, 
in Frage zu stellen. In diesem 
Zusammenhang wiederholte 
der EGMR, dass nach Arti-
kel 5 EMRK (Recht auf Frei-
heit) eine Inhaftierung nur 
dann zulässig sei, wenn sie 
mit dem innerstaatlichen 
Recht in Einklang stehe.  

Der EGMR folgte der Ar-
gumentation der österrei-
chischen Prozessvertretung, 
dass im Amtshaftungsverfah-
ren sorgfältig erhoben und 
begründet worden sei, wa-
rum vor dem Hintergrund der 
seinerzeit verfügbaren Infor-
mationen im konkreten Fall 
eine Festnahme oder die Ver-

hängung der Untersuchungs-
haft nicht geboten war. 

 
Fragestellungen. Der Ge-

richtshof behandelte folgen-
de wesentliche Fragestellun-
gen: Waren die Behörden ih-
ren positiven Verpflichtun-
gen aus Artikel 2 EMRK 
nachgekommen, um das zum 
Recht auf Leben des Sohnes 
der Beschwerdeführerin zu 
schützen? Hätten die Behör-
den – unter Berücksichtigung 
der bekannten Fakten – zu 
der Einschätzung gelangen 
können oder sollen, dass es 
ein tatsächliches und unmit-
telbares Risiko eines An-
griffs auf das Leben oder den 
Körper eines Familienmit-
glieds der Beschwerdeführe-
rin, insbesondere der Kinder, 
gab? Führten die Organe des 
öffentlichen Sicherheits-
dienstes und auch die Staats-
anwaltschaft, eine Bewer-
tung der vom Ehemann aus-
gehenden Risiken durch? 
Nach welchen Standards 
oder Instrumenten erfolgte 
die Bewertung und hat eine 
solche Risikobewertung den 
speziellen Kontext der häus-
lichen Gewalt ausreichend 
berücksichtigt? Und war der 
zum damaligen Zeitpunkt 
geltende Rechtsrahmen aus-
reichend, um die Beschwer-
deführerin und ihre Kinder 
vor weiterer Gewalt durch 
den Ehemann zu schützen? 

 
Prüfung. Der EGMR 

prüfte anhand der von ihm zu 
den Gewährleistungspflich-
ten des Art. 2 EMRK entwi-
ckelten Grundsätze zu einem 
Risikomanagement und einer 
Gefährdungseinschätzung 
(siehe im Einzelnen EGMR 
in Osman vs. the United 
Kingdom vom 28 Oktober 
1998), ob die österrei-
chischen Behörden und Ge-
richte wussten oder hätten 
wissen müssen, dass der 
Ehemann unmittelbar gefähr-
lich gewesen war und eine 
Untersuchungshaft hätte ver-
hängt werden müssen. Her-
vorgehoben wird auch im 

Hinblick auf die Verhinde-
rung von häuslicher Gewalt 
die Verpflichtung des Staa-
tes, präventive Maßnahmen 
zum Schutz solcher Personen 
zu treffen, deren Leben 
durch kriminelle Handlungen 
anderer oder durch andere 
objektive Gefahren gefährdet 
sind (vgl. dazu auch McCann 
and Others vs. the United 
Kingdom, vom 27 September 
1995).   

Der Gerichtshof wieder-
holte und bekräftigte, dass 
die Behörden unverzüglich 
auf Vorwürfe häuslicher Ge-
walt reagieren müssen und 
bei Behandlung solcher Fälle 
besondere Sorgfalt erforder-
lich sei. Die Behörden hätten 
festzustellen, ob eine reale 
und unmittelbare Lebensge-
fahr auf Grund der bekannten 
Fakten unter Berücksichti-
gung der Wiederholung suk-
zessiver Gewaltepisoden in 
der Familie für potenzielle 
Opfer bestehe. Zu diesem 
Zweck sind sie verpflichtet, 
in ihrer Prognoseentschei-
dung eine eigenständige, pro-
aktive und umfassende Risi-
kobewertung vorzunehmen 
und dabei die Besonderhei-
ten häuslicher Gewalt zu be-
rücksichtigen. Die Verwen-
dung standardisierter Check-
listen mit Hinweisen auf spe-
zifische Risikofaktoren 
könnten zur Vollständigkeit 
einer solchen Risikobewer-
tung der Behörden ebenso 
beitragen wie gut ausgebilde-
te und speziell geschulte Or-
gane des öffentlichen Sicher-
heitsdienstes. Bestehe reale 
und unmittelbare Lebensge-
fahr, so sei es die Pflicht der 
Behörden, vorbeugende 
Maßnahmen zu ergreifen, die 
angemessen und verhältnis-
mäßig seien.  

 
Dokumentation. Der Ge-

richtshof befand, dass einige 
grundlegende Dokumentatio-
nen auch des Risikomanage-
ments (die genauere Ausge-
staltung obliegt den Mit-
gliedstaaten) bei der Durch-
führung der Risikobewertung 

von Bedeutung sind, um den 
Informationsaustausch zwi-
schen den Behörden, insbe-
sondere Justiz oder Kinder- 
und Jugendhilfe, sicherzu-
stellen und zu optimieren so-
wie den gefährdeten Perso-
nen Unterstützung bieten zu 
können. Insgesamt zog der 
EGMR im konkreten Fall in 
Betracht, dass auch die Be-
schwerdeführerin nicht von 
der Gefahr der Ermordung 
ihres Sohnes ausgegangen 
war und nicht alle gesetzlich 
vorgesehenen Möglichkeiten 
des Gewaltschutzes, konkret 
nach der EO, ausgeschöpft 
hatte. Die Polizei erließ un-
verzüglich ein Betretungs-
verbot, nahm dem Vater die 
Wohnungsschlüssel ab und 
kontaktierte die Staatsan-
waltschaft, die ein Strafver-
fahren einleitete. Den öster-
reichischen Polizeibehörden 
und Gerichten lagen vor dem 
Tod des Sohnes der Be-
schwerdeführerin keinerlei 
Informationen oder Hinweise 
vor, aus denen sie schließen 
hätten können, dass für das 
Leben der Kinder der Be-
schwerdeführerin eine echte 
und unmittelbare Gefahr be-
stand. In diesem Fall ist – bei 
aller Tragik des Ereignisses – 
ersichtlich, dass die Polizei 
bei Kenntnis von Gefährdun-
gen im Kontext von häusli-
cher Gewalt mit der Anord-
nung des Betretungsverbotes 
als präventive Sofortmaßnah-
me rasch eingegriffen hat, 
weil im Sinne von § 38a SPG 
Tatsachen die Annahme 
rechtfertigten, es stehe eine 
strafbare Handlung gegen 
Leben, Gesundheit oder Frei-
heit bevor.  

 
Im Verfahren vor der Gro-

ßen Kammer wurde auf das 
Vorbringen der Beschwerde-
führerin eingegangen, dass 
erst nach dem Mord eine ge-
setzliche Möglichkeit ge-
schaffen worden sei, ein Be-
tretungsverbot auch hinsicht-
lich Schulen und Kindergär-
ten zu erlassen. Allerdings 
hätten zum damals relevan-
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ten Zeitpunkt 2012 nicht nur 
gemäß § 38a SPG ein Betre-
tungsverbot für die gemein-
same Wohnung (samt Ein-
gangsbereich und Parkplatz 
vor dem Hauseingang) und 
die Wohnung der Eltern der 
Beschwerdeführerin (samt 
Vorplatz und Gehsteig) aus-
gesprochen werden können, 
sondern die Beschwerdefüh-
rerin hätte auch Anträge nach 
§§ 382b und 382e EO für 
den Bereich der Schule der 
Kinder stellen können, unter-
ließ dies jedoch. Die Rüge 
der Beschwerdeführerin ging 
daher ins Leere. Zudem führt 
der EGMR schon im Vorur-
teil aus, dass die Verbesse-
rung eines rechtlichen Rah-
mens nach einem Verbre-
chen nicht als Anerkennung 
eines vorherigen Mangels 
verstanden werden könne.  

 
Kein Unterlassen, keine 

Untätigkeit. Es ist wichtig 
hervorzuheben, dass der Ge-
richtshof keine Unterlassun-
gen oder Untätigkeit seitens 
der österreichischen Behör-
den attestierte. Die österrei-
chischen Behörden hätten so-
fort gehandelt, die konkreten 
Umstände gebührend berück-
sichtigt, mit der erforderli-
chen besonderen Sorgfalt auf 
die Vorwürfe häuslicher Ge-
walt reagiert und den spezifi-
schen Kontext häuslicher 
Gewalt gebührend berück-
sichtigt. Die dokumentierte 
Risikobewertung sei selbst-
ständig und proaktiv durch-
geführt und auch der Staats-
anwaltschaft kommuniziert 
worden. Insbesondere wurde 
die Vorgangsweise der Ein-
vernahmen der Polizei durch 
Beamtinnen und Beamte mit 
einschlägiger Ausbildung 
und Erfahrung als auch die 
Abfragen betrachtet und als 
ausreichend im Hinblick auf 
das angewandte Risk-Assess-
ment und die zum damaligen 
Zeitpunkt bekannten Risiko-
faktoren angesehen.  

Zudem sei vor dem Hin-
tergrund der seinerzeit ver-
fügbaren Informationen im 

konkreten Fall eine Untersu-
chungshaft nicht geboten ge-
wesen – nichts habe darauf 
hingewiesen, dass die Kinder 
gefährdet gewesen seien. Un-
ter Berücksichtigung der 
Rechte von Verdächtigen im 
Sinn des Art. 5 EMRK sei 
den österreichischen Gerich-
ten nicht vorzuwerfen, dass 
sie keine U-Haft verhängt 
hätten. Die Verhängung von 
U-Haft dürfe gemäß Art. 5 
Abs. 1 lit. C EMRK nie als 
rein präventive Maßnahme 
erfolgen. 

 
Zusammenfassung und 

Ausblick. Die Prävention von 
häuslicher Gewalt ist ein 
langjähriges Anliegen Öster-
reichs. Im Sicherheitspolizei-
recht wurde mit der Verhän-
gung von Betretungsverboten 
ein bedeutendes und häufig 
angewendetes Mittel ge-
schaffen, um Gefahrensitua-
tionen insbesondere für Frau-
en, aber auch für Kinder, 
rasch wirksam begegnen zu 
können. Verschiedene No-
vellierungen in den vergan-
genen Jahren haben dieses 
Schutzinstrument verfeinert 
und ausgebaut, zuletzt im 
Jahr 2019 durch die Schaf-
fung des mit dem Betre-
tungsverbot verbundenen 
Annäherungsverbotes im 
Umkreis von 100 Metern 
oder die Einführung einer 
Gewaltpräventionsberatung 
für Gefährder durch Bera-
tungsstellen für Gewaltprä-
vention sowie aktuell durch 
die Novelle BGBl. I Nr. 
124/2021.  

Das Bundesministerium 
für Inneres wird das vorlie-
gende Urteil weiter analysie-
ren und insbesondere in den 
Bereichen einer umfassenden 
Gefährdungsbeurteilung und 
der standardisierten Risiko-
bewertung die auch vom 
EGMR bestätigten hohen 
Standards eine weitere Opti-
mierung im Hinblick auf die 
sich im Kontext häuslicher 
Gewalt ergebenden positiven 
Verpflichtungen des Staates 
anstreben.           Peter Andre
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